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— Drucksache 2160 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl 


Wie aus der Denkschrift der Bundesregierung zur 
Vorlage in Drucksache 2160 hervorgeht, hat das 
New Yorker Übereinkommen über die Anerken- 
nung und Vollstreckung ausländischer Schieds- 
sprüche vom 10. Juni 1958 zwei Vorläufer: das Gen- 
fer Protokoll über die Schiedsklausel vom 24. Sep- 
tember 1923 sowie das Genfer Abkommen zur Voll- 
streckung ausländischer Schiedssprüche vom 26. Sep- 
tember 1927. An beiden im Völkerbund zustande 
gekommenen Vertrags werken hatte Deutschland 
teilgenommen und ist deshalb auch die Bundes- 
republik Deutschland beteiligt, Immerhin ist das Be- 
dürfnis hervorgetreten — dies zeigen die Anregun- 
gen der Internationalen Handelskammer in Paris 
von 1953, auf die die neue Konvention zurückgeht — , 
auf einer noch größeren Plattform, d. h. unter Einbe- 
ziehung auch von Birma, Indien, Irak und zahlrei- 
chen anderen außereuropäischen Staaten, die Frage 
nunmehr im Rahmen der Vereinten Nationen noch 
einmal aufzugreifen und dabei gleichzeitig einige 
Verbesserungen gegenüber dem Genfer Abkommen 
vorzunehmen. Die Verbesserungen beziehen sich 
auf die Klarstellung des Schriftlichkeitserfordernis- 
ses für die Schiedsabrede in Artikel II Abs. 2, auf 
die Vereinfachung der formellen Voraussetzungen 
für den Antrag auf Anerkennung und Vollstreckung 
des Schiedsspruches (Artikel IV), auf eine starke 
Einschränkung der Versagungsgründe der Voll- 
streckbarkeit sowie auf deren klare Trennung in die 
von Amts wegen und in die nur auf Einwand des 
Schuldners zu prüfenden Versagungsgründe (Arti- 
kel V) und schließlich auf die Aussetzung der Ent- 
scheidung über einen Antrag auf Anerkennung und 
Vollstreckung eines Schiedsspruches, wenn der 


Schuldner den Antrag gestellt hat, den Schieds- 
spruch aufzuheben oder ihn in seinen Wirkungen 
einstweilen zu hemmen (Artikel VI). Insgesamt ha- 
ben 29 Staaten das Übereinkommen unterzeichnet 
bzw. ihren späteren Beitritt erklärt. 

Artikel I erklärt das Abkommen für anwendbar 
immer dann, wenn der Schiedsspruch in einem an- 
deren Land als dem Vollstreckungsstaat ergangen 
ist, gleichgültig, welches Recht für das schiedsrich- 
terliche Verfahren maßgebend war. Aber auch solche 
Schiedssprüche werden dem Übereinkommen unter- 
worfen, die zwar in dem Vollstreckungsstaat selbst 
ergangen sind, aber nach dem nationalen Recht die- 
ses Staates nicht als inländische Schiedssprüche an- 
gesehen werden, besonders dann, wenn für das 
schiedsrichterliche Verfahren ausländisches Recht 
maßgebend war. Jeder Staat kann nach Artikel I 
Abs. 3 erklären, daß er das Übereinkommen nur auf 
die Anerkennung und Vollstreckung solcher Schieds- 
sprüche anwenden werde, die in dem Hoheitsgebiet 
eines anderen Vertragsstaates ergangen sind. Eine 
solche Erklärung plant auch die Bundesrepublik, um 
die völkerrechtliche Verpflichtung des Abkommens 
auf die Grundlage der Gegenseitigkeit zu stellen. 
Der Rechts aus schuß hält dies für sachdienlich, zu- 
mal ausländische Schiedssprüche, die dann außer- 
halb des Abkommens bleiben, gleichwohl wie bis- 
her nach § 1044 ZPO für vollstreckbar erklärt wer- 
den können. Diese Vorbehaltserklärung ist in dem 
Entwurf des Ratifikationsgesetzes selbst nicht ent- 
halten, sie wird aber bei der Bekanntmachung der 
Ratifikation im Bundesgesetzblatt wie die entspre- 
chenden Erklärungen anderer Vertragsstaaten ver- 
öffentlicht werden. 
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Für die Einzelheiten wird auf die ausführliche öffentliche Ordnung des Vollstreckungsstaates die 
Denkschrift Bezug genommen. Es sei nur hervorge- Ablehnung der nachgesuchten Vollstreckbarkeits- 
hoben, daß nach Artikel V Abs. 2 Buchstabe b — erklärung rechtfertigen. 

wie übrigens schon nach dem Genfer Abkommen — Der Rechtsausschuß hat einstimmig beschlossen, 
etwaige Verstöße des Schiedsspruches gegen die der Vorlage seine Zustimmung zu geben. 

Bonn, den 12. Januar 1961 

Dr. Wahl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf ■ — Drucksache 2160 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 13. Januar 1961 

Der Rechtsausschuß 
Hoogen Dr. Wahl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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